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ENERGIEPOLITIK

Dieter Schmitt

Energiewirtschaftliche Aspekte des 
deutschen Einigungsprozesses

Nach der politischen Einigung Deutschlands stellt sich nun die Aufgabe 
der wirtschaftlichen Integration der fünf neuen Bundesländer. Vor welchen Problemen 

steht der ökonomische Einigungsprozeß im volkswirtschaftlich besonders 
bedeutsamen Energiesektor? Welche Optionen zeichnen sich ab?

Die deutsche Einigung ist formal vollzogen, die Inte­
gration der neuen Bundesländer jedoch erst einge­

leitet. Das ganze Ausmaß der hiermit verbundenen Pro­
bleme, aber auch Chancen, wird sich erst im Verlaufe der 
nächsten Jahre zeigen. Ohne jeden Zweifel hat sich je­
doch bereits heute die politische, ökonomische und ener­
giewirtschaftliche Position Deutschlands innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft nachhaltig verändert:

□  Die Bevölkerung der Bundesrepublik steigt von der­
zeit 62 Mill. auf über 78 Mill. Menschen an und dürfte aller 
Voraussicht nach zusammen mit anhaltenden Wande­
rungsgewinnen aus Ost- und Südosteuropa gegen Ende 
dieses Jahrzehnts die 80-Mill.-Grenze überschreiten. 
Dies entspricht knapp 25% der gesamten Bevölkerung 
der EG. Unser Staatsgebiet erhöht sich um rund 40%, die 
Zahl der Erwerbstätigen um rund ein Drittel. Das Brutto­
sozialprodukt steigt zwar zunächst nur um rund 10%, 
gleichzeitig werden jedoch mittelfristig gerade vom deut­
schen Einigungsprozeß erhebliche Wachstumsimpulse 
erwartet.

□  Der Primärenergieverbrauch (PEV) wie auch der 
Stromverbrauch erhöht sich um über 25% auf annähernd 
500 Mill. t Steinkohle-Einheiten (SKE) oder rund 540 Te- 
rawattstunden (TWh). Damit steigt durch die Eingliede­
rung der neuen Bundesländer der Anteil Deutschlands 
am PEV (wie am Stromverbrauch) der EG auf rund 30%.

□  Das wiedervereinigte Deutschland nimmt nunmehr in 
Europa nicht nur eine Spitzenposition hinsichtlich des 
Einsatzes von Festbrennstoffen ein (1987: fast 50%),
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sondern avanciert auch zum bedeutendsten Erdgas­
markt (noch vor Großbritannien und weit vor den Nieder­
landen und Italien) und behält (mit rund 25%) auch den 
ersten Platz auf dem Ölmarkt. Lediglich bei Kernenergie 
und Wasser liegen andere Länder vorn.

Schwierige Ausgangstage

Dabei ist zu berücksichtigen, daß die neuen Bundes­
länder aufgrund des bereits eingeleiteten Anpassungs­
prozesses nur noch einen Bruchteil ihres noch vor weni­
gen Jahren zu verzeichnenden energiewirtschaftlichen 
Potentials in den deutschen Einigungsprozeß einbringen. 
Ein Blick auf die derzeitige Energieträgerstruktur des 
PEV in der Bundesrepublik sowie der ehemaligen DDR 
macht mehr als deutlich, welch ungleiche Gebilde hier zu­
sammenwachsen müssen: Über alles gesehen vermittelt 
die Energiewirtschaft jenseits der Elbe heute noch ein 
Bild, wie es in der Bundesrepublik eher Ende der 50er und 
Anfang der 60er Jahre zu verzeichnen war. Sie ist ge­
kennzeichnet durch:

□  Dominanz der Festbrennstoffe (2/3 Braunkohle) aus 
vorwiegend heimischer Produktion bei einem

□  eher bescheidenen Mineralölverbrauch und

□  einer sich erst entwickelnden Gaswirtschaft mit im­
mer noch beträchtlichem Stadtgasanteil.

Gleichzeitig bringen die neuen Bundesländer eine der 
„energieintensivsten“ Volkswirtschaften in den Eini­
gungsprozeß ein. Bei einem Energieverbrauch pro Kopf 
von fast 8 1 SKE wurde die ehemalige DDR in den letzten 
Jahren nur noch von den USA und Kanada übertroffen -  
und dies bei wesentlich niedrigerem Lebensstandard, un­
gleich günstigeren siedlungsstrukturellen Gegebenhei­
ten und klimatischen Bedingungen. Zum Vergleich: In der
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Bundesrepublik lag 1989 der Energieverbrauch pro Kopf 
bei 6,2 t SKE, das BSP pro Kopf war jedoch mehr als dop­
pelt so hoch, dasselbe gilt für die Zahl der Pkw bei un­
gleich höherer Motorisierung sowie die Ausstattung mit 
langlebigen Gebrauchsgütern; die Wohnfläche je Ein­
wohner überstieg in der Bundesrepublik die der DDR um 
ein Drittel.

Als Gründe für das ungünstige Abschneiden der ehe­
maligen DDR-Energiewirtschaft im internationalen Ver­
gleich sind anzusehen:

□  die Überbetonung der ström- und energieintensiven 
Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie zu Lasten des 
verarbeitenden Gewerbes und des Dienstleistungssek­
tors;

□  die Überalterung des gesamten Anlagen- und Geräte­
parks bei völlig unzureichenderWartung und Instandhal­
tung;

□  geringe Auslastungsgrade wegen Versorgungseng­
pässen und Planungsproblemen;

□  hohe Umwandlungsverluste bei Einsatz heizwertar­
mer Brennstoffe im Dienste möglichst autarken Wirt- 
schaftens;

□  immense Leitungsverluste wegen überalterter und 
nicht ausreichend gewarteter Netze;

□  unzureichende Wärmeisolierung sowie fehlende Kon- 
troll- und Meßgeräte.

All dies sind jedoch lediglich Symptome für das totale 
Versagen einer auf Autarkie fixierten, in das starre Sy­
stem des RGW eingebetteten zentralen Kommandowirt­
schaft mit willkürlichen Preisen und Subventionen. Politi­
sche Vorgaben und nicht der Markt bestimmten struktu­
relle Ausrichtung von Produktion und Verbrauch; Effi- 
zienz- und Innovationsanreize, wie sie nur über die Si­
gnale einer am Markt orientierten Preisbildung erwartet 
werden können, fehlten völlig.

Bei dieser Ausgangslage erscheint eine schnelle Ge­
sundung der Energiewirtschaften der neuen Bundeslän­
der ohnehin schwierig. Hinzu kommen noch die nicht zu­
letzt vom Energiesektor bedingten Umweltprobleme. Zu­
letzt lagen

□  die S 02-Emissionen mit 0,3 t SCVKopf zehnmal so 
hoch wie in der Bundesrepublik,

□  der Ausstoß an C 02 mit 24,51 CCVKopf mehr als dop­
pelt so hoch,

□  selbst die Stickoxidemissionen waren noch um 20% 
höher, obwohl die Verkehrsdichte und die Motorisierung
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nur einen Bruchteil derjenigen der Bundesrepublik er­
reichten.

□  Auf eine -  westlichen Anforderungen entsprechende 
-  Rekultivierung der Braunkohlentagebaue wurde in der 
DDR in vielen Fällen völlig verzichtet. Ähnliches gilt für 
leistungsfähige Kläranlagen.

□  Die bei weitem größten Probleme dürfte jedoch die 
Belastung des Bodens nicht nur durch unzureichend ab­
gedichtete Deponien in ehemaligen Braunkohlentage­
bauen, sondern auch durch jahrzehntelange völlig unkon­
trollierte Einleitungen von Schadstoffen nicht zuletzt aus 
der chemischen Industrie, der Metallurgie und der Braun­
kohlenvergasung aufwerfen. Geradezu als zynisch ist in 
diesem Zusammenhang die Tatsache anzusehen, daß 
zwar eine durchaus passable und zum Teil sogar recht 
weitreichende Umweltgesetzgebung existierte, daß 
diese aber durch vielfältige Ausnahmeregelungen ausge­
höhlt wurde. Es kommt noch hinzu, daß es für die Be­
triebe in den meisten Fällen wesentlich billiger war, Stra­
fen zu zahlen als in den Umweltschutz zu investieren.

Ein mittelfristiger Ausblick

Diese Probleme sind inzwischen erkannt, es zeichnen 
sich sogar erste Erfolge sowohl im Energiebereich als 
auch im Umweltschutz ab, auch wenn dies im wesentli­
chen der Schließung besonders veralteter und ineffizien­
ter Produktionsanlagen zuzuschreiben ist, die nach Er­
richtung der Währungsunion im Sommer dieses Jahres 
nicht mehr zu überleben vermochten: Im Energiebereich 
selbst könnte immerhin die Braunkohlenförderung in die­
sem Jahr bereits um 60 Mill. t niedriger ausfallen als noch 
vor drei Jahren, der PEV könnte um 15-20%, die Stromer­
zeugung sogar um 20-25% sinken. Der größte Teil der 
vorhandenen Kernkraftwerke ist aus Sicherheitsgründen 
bereits stillgelegt worden, das letzte dürfte in wenigen 
Wochen folgen.

Dieser Anpassungsprozeß wird sich mit dem nunmehr 
gültigen bundesrepublikanischen Umwelt- und Energie­
recht, der Umstrukturierung der Wirtschaft und Energie­
wirtschaft und vor allem der Einführung eines am Markt 
orientierten Preissystems beschleunigen. Ausmaß und 
vor allem Geschwindigkeit des Anpassungsprozesses 
sind gleichwohl ungewiß. Zwar herrscht weitgehend Ei­
nigkeit über die generell einzuschlagende Richtung, auch 
dürften die Vorstellungen über die grundsätzlich einzu­
setzenden Instrumente weitgehend übereinstimmen, nie­
mand vermag jedoch exakt zu prognostizieren, wie 
schnell die Umstrukturierung voranschreiten wird.

□  Bei allen offenkundigen Problemen darf zunächst der 
Blick nicht dafür verstellt werden, daß die fünf neuen
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Länder in eine der am höchsten entwickelten und auch 
prosperierendsten Volkswirtschaften der Welt mit einer 
relativ ausgeglichenen Energieangebots- wie -nachfra- 
gestruktur eingegliedert werden, so daß die Vorausset­
zungen zur Verkraftung der anstehenden Anpassungsop­
fer vergleichsweise günstig beurteilt werden sollten. Im 
übrigen werden bei aller Bedeutung der fünf neuen Bun­
desländer in Zukunft in Deutschland insgesamt die w irt­
schaftliche wie die energiewirtschaftliche Entwicklung 
überwiegend von den Gegebenheiten im bisherigen Bun­
desgebiet bestimmt. Dennoch sollten auch die Rückwir­
kungen von Erfolgen oder Mißerfolgen im Integrations­
prozeß nicht unterschätzt werden.

□  Der politische Wille, den Einigungsprozeß nicht nur 
formell, sondern auch materiell möglichst schnell zu voll­
ziehen und hierfür auch die erforderlichen Voraussetzun­
gen zu schaffen, wird von Regierungskoalition wie Oppo­
sition gleichermaßen betont. Dies will allerdings auch 
entsprechend umgesetzt werden, und zwar auch dann, 
wenn erst einmal die Kosten voll erfaßt sind und weiten 
Schichten der Bevölkerung aufgebürdet werden müssen.

□  Die Wirtschaft und auch die Energiewirtschaft haben 
zwar ihre Bereitschaft bekundet, den wirtschaftlichen Ge­
sundungsprozeß im Gebiet der ehemaligen DDR voran­
zutreiben und hierzu auch ihren Beitrag zu leisten. Im Au­
genblick sind jedoch eine Reihe von Irritationen aufgetre- 
ten, so vor allem ungelöste Eigentumsfragen, Unklarhei­
ten über die strukturelle Ausgestaltung der Gas- und 
Elektrizitätswirtschaft, Fragen über die energiewirt­
schaftliche Betätigung der Kommunen etc., die diesen 
Prozeß zumindest verzögern können.

□  Dennoch prophezeien erste, vielleicht zu optimisti­
sche Analysen den neuen Bundesländern schon in weni­
gen Jahren einen wirtschaftlichen Aufschwung, der sich 
nur mit den „goldenen“ 50er und 60er Jahren in der Bun­
desrepublik vergleichen ließe und automatisch erhebli­
che energiewirtschaftliche Anpassungsprozesse auslö- 
sen würde. Diese Erwartung stützt sich, durchaus nicht 
zu Unrecht, auf die Annahme, daß die Energiewirtschaft 
wie die Wirtschaft insgesamt in den neuen Bundeslän­
dern nur in ganz geringem Maße „nachgerüstet“ werden 
kann, sondern im wesentlichen von Grund auf erneuert
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werden muß, was die einmalige Chance zur Installierung 
der jeweils modernsten Produktionsanlagen und der effi­
zientesten Geräte bietet.

Über alles gesehen verbleiben zweifellos, was den an­
stehenden Integrationsprozeß angeht, Ungewißheiten, 
die weit über das in jeder Prognose in Kauf zu nehmende 
Maß hinausgehen. Hierbei kommt erschwerend hinzu, 
daß derzeit sogar erst ei ne kompatible statistische Basis 
erarbeitet werden muß, von einer Prognose der für die zu­
künftige Entwicklung von Energieangebot und -nachfrage 
relevanten Determinanten ganz abgesehen. Daher sind 
im Augenblick alle quantitativen Aussagen über die ener­
giewirtschaftlichen Konsequenzen einer Eingliederung 
der fünf neuen Bundesländer nur als relativ grobe Schät­
zungen anzusehen, die im übrigen möglichst bald besser 
abgesichert werden sollten. Im folgenden wird ausgegan­
gen von:

□  weiter steigender Bevölkerung,

□  positiven Wachstumsimpulsen nicht zuletzt infolge 
des deutschen und europäischen Integrationsprozesses 
sowie der Öffnung in Osteuropa,

□  der Erwartung einer friedlichen Lösung des Nahost­
konfliktes,

□  fortschreitenden Erfolgen in der Umstrukturierung 
des Produktionssektors und der Erschließung des Poten­
tials rationeller Energieverwendung sowie

□  der Entwicklung einer energiepolitischen Konzeption, 
die die autonomen Marktprozesse bestmöglich unter­
stützt.

Eine Prognose

Unter diesen Bedingungen kann mittelfristig (für die 
Periode 2000-2005) mit einem Energieverbrauch Ge­
samtdeutschlands von schätzungsweise 450 bis 520 Mill. 
t SKE gerechnet werden. Hiervon könnten auf das Gebiet 
der ehemaligen DDR etwa 90 bis 120 Mill. t SKE entfal­
len. Dies würde bedeuten, daß der Energieverbrauch in 
Deutschland insgesamt gegenüber heute allenfalls kon­
stant bliebe, möglicherweise sogar leicht sinken könnte, 
und zwar auch ohne daß der Staat massiv in die Energie­
angebots- und -Verbrauchskonstellationen eingreifen 
würde. Dabei ergibt sich für Deutschland insgesamt eine 
recht ausgeglichene Primärenergieträgerstruktur: je rund 
ein Drittel des gesamten PEV entfallen auf Festbrenn­
stoffe, auf Mineralöl und auf Erdgas sowie Kernenergie 
und sonstige Energieträger.

Im einzelnen wird von diesem Bild jedoch -  nicht zu­
letzt infolge des weiterhin dominierenden Gewichts der 
Bundesrepublik -  die zu erwartende nachhaltige Verän­

derung der energiewirtschaftlichen Strukturen vor allem 
in den neuen Bundesländern verdeckt.

Offene Fragen

Immerhin würde die oben skizzierte Entwicklung be­
deuten, daß die Energieversorgung in den neuen Bundes­
ländern in einem Zeitraum von nur einem Jahrzehnt voll­
ständig umstrukturiert werden müßte, was eine Fülle -  
bislang allenfalls im Ansatz erkennbarer -  Probleme 
technischer, finanzieller, personeller, organisatorischer 
und energiepolitischer Natur aufwerfen dürfte. Hier nur 
einige Stichworte:

□  Die Braunkohlenförderung in den neuen Bundeslän­
dern müßte halbiert werden. Dies wurde zwar auch be­
reits unmittelbar nach Ablösung des alten Regimes als 
zentrale Zielsetzung für die Umgestaltung der Energie­
wirtschaft der früheren DDR formuliert und hierbei insbe­
sondere auf die unerträglich hohen Umweltbelastungen 
der Förderung und Verwendung von Braunkohle verwie­
sen. Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, daß der größte 
Teil dieser Probleme durch geeignete wasserwirtschaftli­
che Vorkehrungen und Rekultivierungsmaßnahmen (im 
Bereich des Kohleabbaus) sowie durch entsprechende 
Verbrennungs- und Rauchgasreinigungstechnologien 
(im Kraftwerksektor, dem bei weitem wichtigsten Absatz­
bereich) verhindert werden kann. Vergleichbare Möglich­
keiten für die Braunkohlenvergasung, den Hausbrandbe­
reich wie für den Industrie- und Gewerbeeinsatz existie­
ren allerdings nicht. Hinzu kommt, daß ein großer Teil der 
riesigen Braunkohlenreserven im Osten nach grundle­
gender Erneuerung und Modernisierung des Anlagen­
parks sowie durchgreifender Rationalisierung im Perso­
nalbestand voraussichtlich zu außerordentlich niedrigen 
Kosten selbst nach Internalisierung der Umwelteffekte 
gefördert werden kann. Hierbei dürfte vor allem die ge­
plante Zusammenarbeit mit dem größten Braunkohlen­
bergbauunternehmen der Bundesrepublik, der zum 
RWE-Konzern gehörenden Rheinbraun AG, schon bald 
ihre Früchte tragen. Berücksichtigt man schließlich, daß 
eine allzu radikale Abkehr von diesem Energieträger 
auch in den Braunkohlenbergbaugebieten der früheren 
DDR erhebliche soziale Probleme aufwerfen würde, so 
scheint es notwendig, die Braunkohlenfrage in den näch­
sten Jahren noch einmal vorbehaltlos zu prüfen. Hierbei 
ist nicht zuletzt auch eine Definition des Stellenwertes 
dieses Energieträgers für eine rationale Strategie zur Si­
cherung der deutschen Energieversorgung, allerdings 
auch unter dem Aspekt der besonders hohen'C02-Emis- 
sionen, die mit der Verteuerung dieses Energieträgers 
verbunden sind, erforderlich. Es ist zu befürchten -  aber 
wohl unvermeidlich - ,  daß diese Frage auch den -  perma­
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nentem Anpassungsdruck ausgesetzten -  deutschen 
Steinkohlenbergbau unmittelbar tangieren wird, der im 
übrigen unter allen Energieträgern von der Integration der 
neuen Bundesländer am allerwenigsten profitieren 
dürfte.

□  Erhebliche Ungewißheiten kennzeichnen nicht nur in 
der Bundesrepublik, sondern in noch viel stärkeren Maße 
in den fünf neuen Ländern auch den zukünftigen Beitrag 
der Kernenergie. Sicher erscheint, daß die vorhandenen 
nuklearen Anlagen nicht weiter genutzt werden und daß 
auch eine Nachrüstung der derzeit im Bau befindlichen 
Anlagen ausscheidet, weil diese entweder typenbedingt 
nicht möglich ist oder sich aus Wirtschaftlichkeitserwä­
gungen verbietet. Offen ist sogar, ob die geplanten Anla­
gen realisiert werden können. Auch wenn hierfür statt der 
bislang vorgesehenen Technologie solche westlichen 
Standards eingesetzt wird, dürfte sich auch hier die Ak­
zeptanzfrage immer drängender stellen. Ob sich aus der 
mehr und mehr in den Vordergrund tretenden Klimapro­
blematik bereits im Beobachtungszeitraum eine grund­
sätzliche Neubewertung der Kernenergie ergeben wird, 
scheint fraglich.

□  Eng verknüpft mit Braunkohle und Kernenergie sind 
die Probleme einer Neuordnung und Modernisierung der 
Elektrizitätswirtschaft der ehemaligen DDR. Daß eine 
grundlegende Erneuerung des Kraftwerksparks und wei­
ter Teile des Netzes erforderlich ist, wird von niemandem 
bestritten. Dasselbe gilt für die Abschätzung der Größen­
ordnung des hierfür erforderlichen Kapitals in Höhe von 
30 bis 40 Mrd. DM und die Notwendigkeit eines breiten 
unternehmerischen Engagements der westdeutschen 
Elektrizitätswirtschaft.

Stromversorgungsstrukturen

Ob eine volle Durchsetzung der für die Bundesrepublik 
gültigen Umweltschutzstandards gerade im Elektrizitäts­
bereich allerdings bereits wie vorgesehen bis 1996 mög­
lich sein wird, ist zu bezweifeln und hängt nicht zuletzt

von der Nachfrageentwicklung sowie den zukünftigen An­
gebotskonstellationen im Elektrizitätsbereich ab. Ent­
scheidend ist jedoch, ob es auf absehbare Zeit gelingt, 
Übereinstimmung zu erzielen, welche Organisationsform 
und welche unternehmerischen Strukturen für die Bewäl­
tigung dieser gigantischen Aufgabe am besten geeignet 
sind. Teilweise wurde bekanntlich sogar gefordert, die 
Neuordnung der Versorgung im Gebiet der heutigen DDR 
als einmalige Möglichkeit zur völligen Neuausrichtung 
der elektrizitätswirtschaftlichen Verhältnisse mit einer 
strikten Trennung von Erzeugung, Transport und Vertei­
lung etwa nach dem Vorbild Großbritanniens zu nutzen. 
Dies wurde jedoch nicht nur von den für die Übernahme 
der Versorgungsverantwortung vorgesehenen Unterneh­
men unter Hinweis auf die dann als nicht mehr tragbar an­
zusehenden Risiken abgelehnt, sondern auch von politi­
scher Seite, weil eine Überfrachtung der ohnehin außer­
ordentlich schwierigen Anpassungsprobleme mit denen 
einer völligen Neuorientierung des gesamten Sektors 
nicht für opportun gehalten wurde.

Gleichwohl wird nunmehr -  nicht zuletzt auf Drängen 
des Bundeskartellamtes -  eine Struktur angestrebt, in 
der verstärkt Wettbewerbselemente zum Zuge kommen. 
Das Ausmaß der Entscheidungskonzentration soll be­
grenzt werden: Der Kreis der für das Stromangebot auf 
der Verbundebene verantwortlichen Unternehmen wird 
erweitert. Dabei wird der Anteil der ursprünglich vorgese­
henen Unternehmen RWE, PREAG und BAYERNWERK 
-m it  Anteilen von je rund einem Drittel -zugunsten ande­
rer Verbundunternehmen auf 75% begrenzt und hiervon 
gleichzeitig ausländischen Verbundunternehmen -  wie 
z.B. E D F-e ine  Beteiligungsoption in Höhe von 20% ein­
geräumt, deren Wahrnehmung allerdings an das Zuge­
ständnis reziproker Rechte in deren Versorgungsgebiet 
geknüpft ist. Gleichzeitig wird die angestrebte mehrheitli­
che Beteiligung der oben genannten drei Gesellschaften 
an der regionalen Verteilungsstufe auf in etwa 60% be­
schränkt und damit ein Engagement auch anderer bun­
desrepublikanischer Elektrizitätsversorgungsunterneh-
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men in diesem Bereich ermöglicht. Der Begrenzung der 
Konzentration im Bereich der leitungsgebundenen Ener­
giewirtschaft der fünf neuen Bundesländer dient auch die 
Ausgliederung der bislang häufig im Querverbund betrie­
benen Gasversorgung. Dies gilt allerdings unverständli­
cherweise nicht für den Fall einer Übernahme der lokalen 
Endverteilung durch Stadtwerke.

Kommunale Versorgungsunternehmen

Nachdem damit auf der Verbund- und Regionalebene 
ein Kompromiß gefunden zu sein scheint und die entspre­
chenden Verträge mit der Treuhand unterzeichnet wur­
den, wirft nunmehr vor allem noch die Frage der zukünfti­
gen Rolle kommunaler Versorgungsunternehmen in der 
leitungsgebundenen Versorgungswirtschaft (Strom, Gas, 
Fernwärme) erhebliche Probleme auf. Sowohl die Vertre­
ter der kommunalen Versorgungswirtschaft als auch die 
auf dezentrale Versorgungsstrukturen fixierten Grünen 
haben unter -  teilweise nicht einmal verhohlenem -  Hin­
weis auf die sich hiermit scheinbar eröffnenden Möglich­
keiten der Erschließung reichlich sprudelnder Einkom­
mensquellen selbst die Vertreter kleinster Städte und Ge­
meinden veranlaßt, Anträge auf Gründung von Stadtwer­
ken zu stellen: Der Treuhand liegen derzeit bereits rund 
1200 solcher Anträge vor, mehr als das ganze Bundesge­
biet aufweist.

Zwar ist den Kommunen in den neuen Bundesländern 
grundsätzlich das Recht zugestanden worden, die im je­
weiligen Gemeindegebiet vorhandenen Netze unentgelt­
lich (!) von den früheren Kombinaten zu übernehmen, 
gleichzeitig wurde jedoch trotz erheblicher Proteste aus 
dem kommunalen Lager ihre Beteiligungsquote an der lo­
kalen Verteilung auf 49% begrenzt. Bislang steht das Er­
gebnis einer gerichtlichen Klärung dieser Fragen aus, 
einzelne Kommunen klagen sogar für ihre früheren Stadt­
werke die Wiedereinsetzung in deren alte Rechte ein. 
Doch unabhängig vom Ausgang dieser Auseinanderset­
zung stellt sich die Frage, ob -  abgesehen von wenigen 
Ausnahmen vornehmlich im großstädtischen Bereich -  
die Kommunen in den neuen Bundesländern angesichts 
der Fülle der auf sie zukommenden Probleme überhaupt 
finanziell und personell in der Lage sein werden, Energie­
versorgungsaufgaben zu übernehmen, zumal gerade im 
lokalen Verteilerbereich in den nächsten Jahren erhebli­
che Investitionen zur Modernisierung vorhandener bzw. 
erst recht zum Aufbau völIig neuer Netze erforderlich sein 
werden.

Die ideologische Überfrachtung dieses Komplexes 
und die mehr oder weniger offen mit der Übernahme der 
Energieversorgung im kommunalen Bereich verfolgten 
rein fiskalischen Ziele sowie die sich hiermit bietenden

personalpolitischen Möglichkeiten machen eine sachge­
rechte, an energiepolitischen Kriterien orientierte Lösung 
jedenfalls nicht einfacher. Symptomatisch für die derzei­
tige Situation ist jedenfalls, daß die ordnungspolitische 
Grundsatzfrage völlig verdrängt wird, ob es überhaupt 
Aufgabe der Kommunen in unserem Wirtschaftssystem 
sein kann, sich unter Ausschluß des Wettbewerbs derart 
in der lokalen Energieversorgung zu engagieren. Auch 
eine Debatte über offenkundige Regulierungsdefizite in 
diesem Bereich, in dem gesetzlich eine kostenorientierte 
Preisbildung gefordert ist, findet überhaupt nicht statt. In 
jedem Falle jedoch ist eine möglichst schnelle Klärung 
der zukünftigen organisatorischen Struktur der leitungs­
gebundenen Energieversorgung in den neuen Bundes­
ländern erforderlich, um den anstehenden Umstrukturie­
rungsprozeß möglichst zügig einzuleiten. Dies gilt insbe­
sondere für den Bereich der Gas- und Fernwärmeversor­
gung, dem für die Ablösung der auf dem Wärmemarkt im­
mer noch dominierenden Festbrennstoffe mit ihren gra­
vierenden Umweltproblemen neben dem Heizöl zentrale 
Bedeutung zukommt.

Überregionaler Gastransport

Erhebliche Unsicherheiten sind in der jüngsten Zeit vor 
allem aber auch in der Umstrukturierung der Verhältnisse 
im überregionalen Gastransportbereich entstanden. Ur­
sprünglich war vorgesehen, daß zwei bundesrepublikani­
sche Ferngasgesellschaften 45% (davon Ruhrgas 35%, 
die Shell/Esso-Tochter BEB 10%) der Gesellschaftsan­
teile der bislang für diesen Bereich zuständigen Gasver­
bundgesellschaft übernehmen, während der Rest (von 
diesen beiden Gesellschaften vorfinanziert) kommuna­
len Eigentümern zufällt. Inzwischen hat sich der Kreis po­
tentieller Interessenten jedoch nicht nur wesentlich er­
weitert, sondern auch auf Gesellschaften ausgedehnt, 
deren Beteiligung nicht nur den bisherigen Partnern er­
hebliches Kopfzerbrechen bereitet, sondern auch 
schwerwiegende Wettbewerbs- und energiepolitische 
Fragen aufwirft. Dies gilt sicherlich weniger für das Enga­
gement einer Gesellschaft wie der Wintershall AG, deren 
Bemühungen um einen Einstieg in das Ferngasgeschäft 
ohne jeden Zweifel den Wettbewerb intensivieren wür­
den. Kritischer dagegen sind die Wünsche ausländischer 
Gasversorgungsunternehmen (wie British Gas oder Gaz 
de France) auf Beteiligung nicht nur am Transport, son­
dern auch an der lokalen Verteilung zu beurteilen, insbe­
sondere solange gleichwertige Positionen in den betref­
fenden Ländern offenbar nicht zur Diskussion stehen. 
Problematisch erscheinen aber vor allem die von einem 
der wichtigsten Gaslieferanten, der UdSSR, angemelde­
ten Beteiligungswünsche. Sie laufen über Wintershall, 
möglicherweise als Preis für die Bereitschaft zum Ab-
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Schluß eines Liefervertrages mit dieser Gesellschaft. 
Auch wenn die politische Dimension dieses Aspektes 
nicht verkannt werden darf, ist dennoch festzustellen, daß 
durch die Beteiligung von Lieferanten auch an der Fern­
gas- oder Verteilungsstufe die Verhandlungsposition der 
ohnehin hochkonzentrierten Erdgasanbieter auf unak­
zeptable Weise verstärkt würde und generell nationale 
gaswirtschaftliche Interessen aufs Spiel gesetzt würden.

Insgesamt jedoch kann der Energieträger Erdgas we­
gen seiner Umwelt- und Benutzerfreundlichkeit bei wett­
bewerbsorientierter Preisstellung in Zukunft außeror­
dentlich günstige Absatzmöglichkeiten auch in den 
neuen Bundesländern erwarten. Voraussetzung hierfür 
ist allerdings nicht zuletzt in der anstehenden Auseinan­
dersetzung mit dem Heizöl, aber auch mit der Fern­
wärme, daß es gelingt, möglichst schnell die erforderliche 
Netzinfrastruktur zu errichten oder die vorhandene aus­
zubauen bzw. umzustellen. Hierfür sind leistungsfähige 
Unternehmensstrukturen unabdingbar, um die hiermit 
verknüpften organisatorischen und personellen Pro­
bleme zu bewältigen sowie den immensen Kapitalbedarf 
zu befriedigen.

Schließlich muß die Erblast S tadtgas-e in  Vierteljahr­
hundert zu spä t-durch  einen staatlichen Sozialplan und 
Anpassungssubventionen flankiert baldmöglichst abge­
worfen werden, um die erwünschte Penetration des Er­
dgases auch in den bislang stadtgasversorgten Gebieten 
nicht zu gefährden. Ob das Erdgas angesichts seiner Um­
weltfreundlichkeit, seines hohen Wirkungsgrades sowie 
des vergleichsweise niedrigen Kapitalbedarfs allerdings 
Kernenergie und Braunkohle -  und gegebenenfalls auch 
Importkohle -  im Bereich der Stromerzeugung in nen­
nenswertem Umfang zu substituieren vermag, hängt ent­
scheidend davon ab, ob seitens der Erdgaslieferanten, 
vor allem Norwegen und die Sowjetunion, attraktive lang­
fristig verläßliche Angebote unterbreitet werden 
(können).

Fernwärme

Die bei weitem größten Anpassungsprobleme unter 
den leitungsgebundenen Energieträgern dürften sich in 
den neuen Bundesländern für die Fernwärme ergeben. 
Dies gilt nicht nur hinsichtlich der Notwendigkeit einer 
schnellen Ablösung des mit hohen Umweltproblemen 
verknüpften Braunkohleneinsatzes in zumeist total veral­
teten Heizwerken, sondern nicht minder für die überfäl­
lige Sanierung der Netze und Hausanlagen. Ohne mas­
sive -  derzeit nicht absehbare -  Unterstützung durch die 
öffentliche Hand dürfte ein großer Teil der Fernwärmever­
sorgung, die in der früheren DDR einen in etwa dreimal 
höheren Beitrag zur Deckung des Raumwärme- und 
Warmwasserbedarfs erbracht hat als in der Bundesrepu­

blik, dem Wettbewerb durch Gas, aber auch durch Heizöl, 
nicht gewachsen sein.

Überhaupt stellen sich die Entwicklungsaussichten 
des Mineralöls in den neuen Bundesländern außeror­
dentlich günstig dar, zumal dieser Energieträger von ei­
nem immensen Nachholbedarf profitieren dürfte. Dies gilt 
einmal für den Verkehrsbereich, voraussichtlich jedoch 
auch für die anstehende Umstrukturierungswelle im 
Energieeinsatz von Industrie, Gewerbe sowie im Haus­
brandbereich. Hier dürfte es sich vor allem als günstig er­
weisen, daß das Öl auf der Basis von Zulieferungen aus 
dem bisherigen Bundesgebiet oder aus dem Ausland 
„aus dem Stand“ antreten kann. Es benötigt für die Vertei­
lung keine aufwendige Netzinfrastruktur und kann sich 
des bereits existierenden Brennstoffhandels bedienen. 
Lediglich das Tankstellennetz ist grundlegend zu moder­
nisieren und zu verdichten. Offen ist allerdings, welche 
Auswirkungen von der akuten Krisensituation am Golf auf 
die Verbraucherentscheidungen ausgehen werden.

Schlußbetrachtung

Für eine Abschätzung des zeitlichen Ablaufs des an­
stehenden Integrationsprozesses der fünf neuen Bun­
desländer unter energiewirtschaftlichem Aspekt verblei­
ben eine ganze Reihe gravierender Ungewißheiten. Jetzt 
kommt es vor allem darauf an, daß die Investitionstätig­
keit möglichst schnell in Gang kommt und der konjunktu­
relle Einbruch überwunden wird. Nur über die grundle­
gende Umschichtung des volkswirtschaftlichen Kapital­
stocks, d.h. der Produktionsanlagen wie der langlebigen 
Gebrauchsgüter, kann der erforderliche umweltscho­
nende und energiesparende technische Fortschritt 
durchgesetzt werden.

Hierfürgiltes, möglichst schnell die erforderlichen Vor­
aussetzungen zu schaffen: die nunmehr gültigen gesetz­
lichen Normen der Bundesrepublik auch konkret umzu­
setzen, die verbleibenden Unsicherheiten hinsichtlich 
der Eigentumsfragen und der organisatorischen Umge­
staltung der Energiewirtschaft zu beseitigen, die infra­
strukturellen Voraussetzungen im Verkehrsbereich, in 
der Entsorgung, der Telekommunikation und vor allem 
auch in Form einer leistungsfähigen Verwaltung nachhal­
tig zu verbessern und nicht zuletzt mittelfristig verbindli­
che energiepolitische Ziele zu formulieren, kurz: die für 
privatwirtschaftliche Investitionen erforderlichen langfri­
stig verläßlichen Rahmenbedingungen zu schaffen. All 
dies wird ein hohes Maß an Pragmatismus und Koopera­
tionsbereitschaft zwischen Staat, Wirtschaft und Gewerk­
schaften voraussetzen, um nicht den außerordentlich 
schwierigen Anpassungsprozeß durch überzogene An­
sprüche, falsches Augenmaß oder schlicht ideologische 
Verblendung zu überfordern.
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